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Sachgebiet 706 

Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 31. Januar 1970 

III/ 1 — 68070 — E — Ni 2/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Niederlassungsrecht in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Richtlinie des Rates über die Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs für einige selbständige Tätigkeiten (aus Hauptgruppe 
01 bis Hauptgruppe 90 CITI). 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 9. Januar 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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L 

Einleitender Vermerk für die Kommission 


1. Gegenstand des Richtlinienvorschlages 

Die Richtlinie hat die Aufhebung der Beschrän- 
kungen der freien Niederlassung und des freien 
Dienstleistungsverkehrs für den Zugang und die 
Ausübung weiterer selbständiger Erwerbstätigkei- 
ten, für die bisher keine Richtlinien erlassen sind, 
zum Gegenstand. Hierbei handelt es sich um Tätig- 
keiten aus den verschiedensten Gebieten: So sind 
ebenso Teiltätigkeiten der Fischerei und Jagd, der 
be- und verarbeitenden Gewerbe (Herstellung von 
Schiffen und Flugzeugen, Tabakverarbeitung usw.), 
des Handels (Tabakverkauf) wie der Dienste 
(Wäscherei, Photographen, Freizeitdienste usw.) er- 
faßt. 

Damit soll der Anregung des Rates Rechnung ge- 
tragen werden, zur Beschleunigung des Verfahrens 
Vorschläge für Gruppen von Tätigkeiten vorzu- 
legen ^). 

2. Verfahren 

Die Vorschläge der Kommission sind gemäß Ar- 
tikel 54 Absatz 2 und 63 Absatz 3 des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft ausgearbeitet. Der Rat erläßt sie nach Anhö- 
rung des Wirtschafts- und Sozialausschusses und des 
Europäischen Parlaments mit qualifizierter Mehrheit. 

3. Vorarbeiten 

über eine Reihe der von der Richtlinie erfaßten 
Tätigkeiten haben Sitzungen mit den Regierungs- 
sachverständigen stattgefunden. Hierbei hat sich er- 
geben, daß die Aufhebung der Beschränkungen bei 


h Beschluß des Rates vom 11. und 12. Dezember 1967 
(vgl. Protokoll der Ständigen Vertreter vom 20. De- 
zember 1967, Dok. 1543/67). 


der Mehrzahl der Tätigkeiten keine Schwierigkeiten 
aufwirft. Allerdings ist zu erwarten, daß die Auf- 
hebung der Diskriminierungen für den Einzelhandel 
mit Tabak (Gruppe aus 612) bei einigen Mitglied- 
staaten auf den gleichen Widerstand stößt, der 1968 
zum vorläufigen Ausschluß dieser Tätigkeiten aus 
der Richtlinie 68/363/EWG (Einzelhandel) geführt 
hat. 

Die Richtlinie sieht auch die Herstellung der Nie- 
derlassungsfreiheit für Tätigkeiten des Verkehrs 
der Hauptgruppe 71 vor. Hierbei handelt es sich um 
Tätigkeiten, bei denen die Liberalisierung nicht von 
Maßnahmen zur Koordinierung der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Aufnahme und Ausübung des betreffenden Berufs 
begleitet werden muß (z. B. Beförderung in Pipe- 
lines). Es ist nämlich nicht zu befürchten, daß sich bei 
diesen Tätigkeiten aus der Beseitigung der Be- 
schränkungen Verzerrungen ergeben, die nur durch 
eine gleichzeitige Koordinierung der Zugangs- und 
Ausübungsbedingungen vermieden werden können. 

Die Hauptgruppe 71 CITI umfaßt außerdem Hilfs- 
tätigkeiten des Verkehrs (z. B. Wartungs- und Re- 
paratureinrichtungen), sowie Nichtverkehrstätigkei- 
ten. Für diese beide Arten von Tätigkeiten erstreckt 
sich die Richtlinie auf Niederlassung und auch auf 
Dienstleistungen, da Artikel 61 Absatz 1 nur die 
eigentlichen Verkehrstätigkeiten betrifft. 

4. Schlußfolgerung 

Die Kommission wird gebeten: 

a) die Weiterleitung des Entwurfs des Richtlinien- 
vorschlags und des beigefügten Entwurfs einer 
Begründung zu billigen; 

b) den Entwurf eines Schreibens zu billigen, mit 
dem der Vorschlag der Kommission dem Rat 
übermittelt werden soll. 
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n. 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs für einige 
selbständige Tätigkeiten 
(aus Hauptgruppe 01 bis Hauptgruppe 90 CITI) 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 54 Absätze 2 und 3; 37 Absatz 1; 63 
Absätze 2 und 3 und 66, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit ^), 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienst- 
leistungsverkehrs “), 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Der Vertrag sieht vor, daß während der Über- 
gangszeit jede auf der Staatsangehörigkeit beru- 
hende diskriminierende Behandlung bei der Nie- 
derlassung und im Dienstleistungsverkehr für die 
Aufnahme und die Ausübung selbständiger Er- 
werbstätigkeiten schrittweise aufgehoben wird. 

Entsprechend dem Zeitplan der Allgemeinen Pro- 
gramme sind bereits für eine große Anzahl von 
Tätigkeiten die erforderlichen Richtlinien erlassen 
worden. Für andere Tätigkeiten liegen dem Rat die 
Vorschläge der Kommission bereits vor. Weitere 
Tätigkeiten müssen besonderen Vorschlägen Vorbe- 
halten bleiben. 

Für eine gewisse Anzahl von Tätigkeiten stellt die 
Aufhebung der Beschränkungen jedoch gleichgela- 
gerte Fragen; daher ist es möglich, diese Tätigkeiten 
in einer einzigen Richtlinie zusammenzufassen. 

Für den Dienstleistungsverkehr der Beförderung 
von Personen oder Sachen gelten die Bestimmungen 
des Titels über den Verkehr. Die Richtlinie betrifft 
daher nur die Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit und zwar für einige Ver- 
kehrsarten, für die noch keine Richtlinien erlassen 
sind. Bei diesen hat sich nicht die Notwendigkeit er- 
wiesen, gleichzeitig Maßnahmen der Koordinierung 

h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 36/62. 

h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 32/62. 


der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten über die Aufnahme und Ausübung des 
betreffenden Berufs vorzusehen, da nicht zu erwar- 
ten ist, daß die Aufhebung der Beschränkungen zu 
Verzerrungen führen wird. Andere Verkehrstätig- 
keiten, bei denen Verzerrungen zu befürchten sind, 
werden erst in einem späteren Zeitpunkt liberali- 
siert werden können. Dies gilt auch für die Vermie- 
tung von Fahrzeugen aller Art. 

Nach den Bestimmungen des Allgemeinen Pro- 
gramms zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit sind die Beschränkungen des 
Rechts auf Beitritt zu Berufsorganisationen so weit 
zu beseitigen, wie die Ausübung dieses Rechts zur 
Berufstätigkeit des Betreffenden gehört. 

Die Behandlung der im Lohn- und Gehaltsverhält- 
nis beschäftigten Arbeitnehmer, die den Leistungs- 
erbringer begleiten oder für seine Rechnung tätig 
werden, wird durch die gemäß den Artikeln 48 und 
49 des Vertrages erlassenen Bestimmungen geregelt. 

Es wurden oder werden besondere, auf alle selb- 
ständigen Tätigkeiten anwendbare Richtlinien über 
die Reise und den Aufenthalt der Begünstigten und, 
soweit erforderlich, über die Koordinierung der 
Schutzvorschriften erlassen, die in den Mitglied- 
staaten für die Gesellschaften zum Schutz der Ge- 
sellschafter sowie Dritter bestehen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten beseitigen zugunsten der in 
Abschnitt I der Allgemeinen Programme zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehr auf- 
geführten natürlichen Personen und Gesellschaften 
— im folgenden Begünstigte genannt — die in Ab- 
schnitt III der Programme genannten Beschränkun- 
gen für die Aufnahme und Ausübung der in Arti- 
kel 2 beschriebenen Tätigkeiten. 

Artikel 2 

1. Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten für die 
in nachfolgenden Hauptgruppen und Gruppen der 
Anlagen I bis IV des Allgemeinen Programms zur 
Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit aufgeführten selbständigen Tätigkeiten: 
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Hauptgruppe ] Gruppe 


Aus Anlage I 
73 


Aus Anlage II 
aus 61 

aus 84 


aus 612 

aus 843 


Aus Anlage III 
aus 04 


aus 041 
aus 043 


22 


220 


aus 71 


aus 85 


719 

aus 851 
854 
aus 855 
aus 856 
aus 859 


Aus Anlage IV 
03 

aus 38 


90 


381 

382 
386 


NACHRICHTENWESEN 


GROSS- UND EINZELHANDEL 
Einzelhandel mit Tabak und Salz 

FILM- UND THEATERWESEN, SPORT UND UNTERHALTUNG 
Sonstige Dienste für die Freizeitgestaltung 


FISCHEREI 

See- und Küstenfischerei: Fischerei mittels ortsfester Einrichtungen an den 
Ufern 

Binnenfischerei 

TABAKINDUSTRIE 

Be- und Verarbeitung von Tabak 

VERKEHR 

HILFSTÄTIGKEITEN DES VERKEHRS UND ANDERE ALS EIGENTLICHE 
VERKEHRSTÄTIGKEITEN DER FOLGENDEN GRUPPEN: 

aus 712 Straßen- und Omnibuslinien 

aus 713 Beförderung von Personen im Straßenverkehr außer Omnibuslinien 
aus 714 Sonstiger Straßenverkehr 

aus 716 Binnen- und Küstenschiffahrt: 

die oben genannten Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Binnen- 
schiffahrt 

Sonstige Beförderung 

PERSÖNLICHE DIENSTE 
Hauswirtschaftliche Dienste 
Wäscherei, Färberei einsdil. Reinigung 
Friseurgewerbe und Schönheitssalons 

Photoateliers, Portraitphotographie und Photographie für gewerbliche Zwecke 
Sonstige persönliche Dienste 


JAGD, FALLENSTELLEREI und WILDGEHEGE 

HERSTELLUNG VON FAHRZEUGEN und FAHRZEUGTEILEN 
Schiffsbau und Schiffsreparatur 

Herstellung von Eisenbahnfahrzeugen und Fahrzeugteilen 

Luftfahrzeugbau (einschließlich der Herstellung von Material für den Raumflug) 
IN ANDEREN ANLAGEN NICHT ERFASSTE TÄTIGKEITEN. 
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2. Bei den in Absatz 1 aufgeführten Tätigkeiten der 
Gruppe 719 aus Hauptgruppe 71 findet die Richt- 
linie keine Anwendung auf die Aufhebung der Be- 
schränkungen des freien Dienstleistuingsverkehrs. 
Ausgeschlossen aus dieser Richtlinie ist ferner die 
Vermietung von Fahrzeugen aller Art. 

3. Diese Richtlinie gilt nicht für die Ausübung der 
selbständigen Tätigkeiten der in Absatz 1 genann- 
ten Gruppen 843, 851, 854, 855 und 859 im Wander- 
gewerbe. Sie gilt auch nicht für die nachstehenden 
Tätigkeiten dieser Gruppen, die in den Anwen- 
dungsbereich anderer Richtlinien fallen: 

— Lehrer der verschiedenen Sportarten (aus 843), 

— Erzieher und Hauslehrer in Privathaushalten 
(aus 851), 

— Kosmetik- und Friseur schulen (aus 855), 

— Fußpfleger (aus 855), 

— Wort- und Bildberichterstatter (aus 856), 

— Masseur (aus 859), 

— Fremdenführer und Jagdführer, Bergführer (aus 
843 und aus 859). 


Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten beseitigen vor allem die Be- 
schränkungen: 

a) welche die Begünstigten daran hindern, sich 
unter den gleichen Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten wie die Inländer im Aufnahme- 
land niederzulassen oder dort Dienstleistungen 
zu erbringen; 

b) welche aus einer Verwaltungspraxis entstehen, 
die darauf hinausläuft, daß die Begünstigten eine 
gegenüber Inländern unterschiedliche Behand- 
lung erfahren. 


Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die von 
dieser Richtlinie Begünstigten den Berufsorganisa- 
tionen unter denselben Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten und Pflichten beitreten dürfen wie 
Inländer. 

2. Das Beitrittsrecht umfaßt im Falle der Niederlas- 
sung das Recht, durch Wahl oder Ernennung in lei- 
tende Positionen in der Berufsorganisation zu ge- 
langen. Diese leitenden Positionen können jedoch In- 
ländern Vorbehalten werden, wenn die betreffende 
Organisation auf Grund einer Rechtsvorschrift an 
der Ausübung der öffentlichen Gewalt teilnimmt. 

3. Im Großherzogtum Luxemburg verleiht die Zu- 
gehörigkeit zur Handelskammer, zur Handwerks- 
kammer oder zur Landwirtschaftskammer den von 
dieser Richtlinie Begünstigten nicht das Recht auf 
Teilnahme an der Wahl der Verwaltungsorgane. 


Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsange- 
hörigen, die sich zur Ausübung der in Artikel 2 ge- 
nannten Tätigkeiten in einen anderen Mitgliedstaat 
begeben, keine Beihilfen, durch welche die Nieder- 
lassungsbedingungen verfälscht werden könnten. 

Artikel 6 

1. Wird in einem Aufnahmeland von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme einer der in 
Artikel 2 genannten Tätigkeiten ein Zuverlässig- 
keitsnachweis und der Nachweis, daß sie vorher 
nicht in Konkurs gegangen sind, oder nur einer 
dieser beiden Nachweise verlangt, so erkennt dieses 
Land bei Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten 
als ausreichenden Nachweis die Vorlage eines Straf- 
registerauszuges oder in Ermangelung dessen die 
Vorlage einer von einer zuständigen Justiz- oder 
Verwaltungsbehörde des Heimat- oder Herkunfts- 
landes ausgestellten gleichwertigen Urkunde an, aus 
denen sich ergibt, daß diese Bedingungen erfüllt 
sind. 

2. Wird im Heimat- oder Herkunftsland eine Be- 
scheinigung darüber, daß kein Konkurs erfolgt ist, 
nicht ausgestellt, so kann sie durch eine eidesstatt- 
liche Erklärung ersetzt werden, die der Betreffende 
von einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbe- 
hörde, einem Notar oder einer hierzu befugten, für 
seinen Beruf zuständigen Stelle des Heimat- oder 
Herkunftslandes abgegeben hat. 

3. Die gemäß den Absätzen 1. und 2. ausgestellten 
Bescheinigungen dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter 
als drei Monate sein. 

4. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 9 vorgesehenen Frist die für die Ausstellung 
der vorgenannten Bescheinigungen zuständigen Be- 
hörden und Stellen und unterrichten davon unver- 
züglich die anderen Mitgliedstaaten und die Kom- 
mission. 

5. Ist im Aufnahmeland ein Nachweis über die 
finanzielle Leistungsfähigkeit zu erbringen, so er- 
kennt dieses Land entsprechende Bescheinigungen 
von Banken des Heimat- oder Herkunftslandes als 
gleichwertig mit den in seinem eigenen Hoheitsge- 
biet ausgestellten Bescheinigungen an. 

Artikel 7 

Die Vorschriften dieser Richtlinie finden auf Tätig- 
keiten, die in einem Mitgliedstaat mit der Ausübung 
öffentlicher Gewalt verbunden sind, in diesem Mit- 
gliedstaat keine Anwendung. Es sind dies: 

— in Frankreich: 

die vom Staat Tabakeinzelhändlern und Inha- 
bern von Tabakverkaufsstellen übertragenen Tä- 
tigkeiten, wie die Entgegennahme der Steuer- 
erklärungen von Steuerpflichtigen, von indirek- 
ten Steuern, sowie die Ausstellung von „titres de 
mouvement" (Umlaufgenehmigungen) und von 
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Umladebescheinigungen gegen Erhebung der fis- 
kalischen Gebühren. 

Artikel 8 

Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie tragen die 
Mitgliedstaaten dafür Sorge, daß die Kommission 
von allen künftigen Entwürfen wesentlicher Recht s- 
und Verwaltung s Vorschriften, die sie in dem unter 
diese Richtlinie fallenden Bereich zu erlassen beab- 
sichtigen, so rechtzeitig unterrichtet wird, daß sie 
dazu Stellung nehmen kann. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs Mo- 
naten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

Ar t ik e 1 10 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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III. 

Vorschlag für eine Begründung des Richtlinien Vorschlags 


1. Begründung des Vorschlags 

In den Allgemeinen Programmen zur Aufhebung 
der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit und 
des freien Dienstleistungsverkehrs, die der Rat am 
18. Dezember 1961 erlassen hat, ist vorgesehen, daß 
die Beschränkungen schrittweise im Laufe der Über- 
gangszeit aufgehoben werden sollen. 

Dies ist für eine Reihe von selbständigen Tätig- 
keiten noch nicht geschehen. Es erwies sich als 
zweckmäßig, für mehrere Tätigkeiten die Aufhebung 
der Beschränkungen in einer einzigen Richtlinie vor- 
zusehen. Auf diese Weise kann das Anhörungs- 
und Beratungsverfahren wesentlich vereinfacht 
werden. 

2. Inhalt der Richtlinie 

Die unter die Richtlinie fallenden Tätigkeiten haben 
miteinander keine innere Verbindung. Es ist ihnen 
lediglich gemeinsam, daß ihre Liberalisierung nach 
dem Muster der vom Rat bereits verabschiedeten 
anderen Richtlinien auf dem Gebiet der gewerb- 
lichen Wirtschaft möglich ist, ohne das gleichzeitig 
Koordinierungsmaßnahmen erlassen werden müß- 
ten. Erweist sich im Laufe der Zeit, daß derartige 
Maßnahmen oder eine Anerkennung von Diplomen 
den Berufszugang erleichtern, so werden entspre- 
chende Vorschläge vorgelegt werden. 

Zu den Artikeln 

Artikel 1 und 2 

Der Artikel 1 enthält die bereits in früheren Richt- 
linien des Rates verwendete Formulierung; Artikel 2 
beschreibt das Anwendungsgebiet. Diese Richtlinie 
erfaßt somit aus den Anlagen I bis IV der Allge- 
meinen Programme eine Reihe von Tätigkeiten, für 
die bisher noch keine Vorschläge vorgelegt sind. 
Hierbei handelt es sich um eine Reihe verschiedener 
Tätigkeitsgruppen aus den Bereichen der Urproduk- 
tion, der Verarbeitung und des tertiären Sektors. 
Tätigkeiten der freien Berufe sind nicht enthalten, 
da für diese besondere Maßnahmen vorbereitet 
sind. 

Einbezogen sind auch Tätigkeiten, deren Liberali- 
sierung mit Rücksicht auf die damit verbundenen 
Fragen bisher zurückgestellt war, wie etwa der 
Einzelhandel mit Tabak und die Beförderungstätig- 
keiten. 

Für diese letzteren werden dem Rat Vorschläge für 
die Beförderung von Personen und Waren auf 
Straße und Binnenwasserstraßen vorgelegt werden, 
über die Herstellung der Niederlassungsfreiheit für 


Schienenbeförderung, See- und Luftverkehr wird der 
Rat ebenfalls gesondert entscheiden müssen. 

Es bleiben somit an eigentlichen Verkehrstätigkei- 
ten für diese Richtlinie die nicht anderweitig einge- 
ordneten Verkehrsberufe (Gruppe 719). Hierbei han- 
delt es sich vor allem um die Beförderung von Erdöl 
mittels Rohrleitungen; die Beförderung von Erdgas 
ist bekanntlich bereits in Artikel 2 Absatz 2, b der 
Richtlinie des Rates vom 28. Februar 1966 (66/162/ 
EWG) über die Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs auf 
dem Gebiet der selbständigen Berufstätigkeiten der 
Zweige Elektrizität, Gas, Wasser und sanitäre 
Dienste enthalten. Gemäß Artikel 61 Absatz 1 kann 
sich die Liberalisierung für diese Tätigkeiten nur 
auf die Niederlassungsfreiheit der Verkehrsberufe 
erstrecken, nicht jedoch auch auf die Liberalisierung 
des Dienstleistungsverkehrs. Für die aufgeführten 
Tätigkeiten hat es sich nicht als notwendig erwie- 
sen, sie mit Maßnahmen zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Aufnahme und Ausübung des be- 
treffenden Berufs zu begleiten (Abschnitt IV G des 
Allgemeinen Programms). 

Für die in Artikel 2 Absatz 1 aufgeführten Ver- 
kehrshilfstätigkeiten oder sonstigen Tätigkeiten gilt 
die Richtlinie für die Herstellung der Niederlas- 
sungsfreiheit wie der Dienstleistungen. Die Tätig- 
keit des Vermietens von Beförderungsmitteln 
bleibt jedoch noch ausgeschlossen, um gleichzeitige 
Koordinierungsmaßnahmen ausarbeiten zu können. 

Artikel 3 

In Artikel 3 Absatz 1 beschränkt sich der Vorschlag 
auf die Aufnahme des Textes früherer Richtlinien 
ohne die Fundstellen der Diskriminierungen im ein- 
zelnen zu nennen. 

Die Artikel 4, 5, 6, 8, 9 und 10 sind in der 
Formulierung bereits verabschiedeter Richtlinien 
übernommen und präzisieren vor allem Fragen der 
Nichtdiskriminierung wie den Zugang zu Berufs- 
organisationen, das Verbot diskriminierender Bei- 
hilfe und den Nachweis der Zuverlässigkeit und 
finanziellen Leistungsfähigkeit. 

Artikel 7 

Diese Bestimmung führt die Ausnahmen von der 
Liberalisierung auf, die auf Artikel 55 gestützt wer- 
den können. Der Einzelhandel mit Tabak und Salz 
war aus der Richtlinie des Rates vom 15. Oktober 
1968 (68/363/EWG) betr. den Einzelhandel allgemein, 
ausgeschlossen worden. Die Kommission hatte sei- 
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nerzeit erklärt, daß durch eine den Vorschlag der 
Kommission ändernde, vom Rat einstimmig be- 
schlossene Ausklammerung der betreffenden Tätig- 
keiten aus dem Anwendungsbereich der Richtlinie 
die später etwa zu erlassenden Vorschriften nicht 
präjudiziert werden. Sie behielt sich die Möglichkeit 
vor, dem Rat einen neuen Vorschlag zu unterbreiten, 


nachdem sie ihre Vorschläge zur gemeinsamen 
Agrarpolitik für Tabak vorgelegt hat. 

Diese Vorschläge sind inzwischen vorgelegt. 

h siehe „Vorschlag einer Verordnung des Rates über die 
einzelstaatlichen Handelsmonopole für Tabakwaren" 
(Dok. KOM(69)647). 


IV. 

Vorschlag für das Begleitschreiben an den Rat 


Herr Präsident! 

Idi beehre mich. Ihnen gemäß Artikel 54 Absatz 2, 
Artikel 63 Absatz 2 und 66 des Vertrages zur Grün- 
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
einen Richtlinienvorschlag zu übersenden. 

Dieser Vorschlag soll für eine Reihe selbständiger 
Tätigkeiten der gewerblichen Wirtschaft die Ab- 
schnitte IV A bis G des Allgemeinen Programms zur 
Aufhebung der Beschränkungen der Niederiassungs- 
freiheit einerseits und Abschnitt V A bis C des All- 
gemeinen Programms zur Aufhebung der Beschrän- 


kungen des freien Dienstleistungsverkehr anderer- 
seits durchführen, die der Rat am 18. Dezember 1961 
verabschiedet hat. 

Die Kommission ersucht den Rat, möglichst bald 
den Wirtschafts- und Soziaiausschuß und das Euro- 
päische Parlament anhören zu wollen, wie dies in 
Artikel 54 Absatz 2 und Artikel 63 Absatz 2 des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft vorgesehen ist. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
gez. J. Rey 


8 



